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ferner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 62/171 vom
18. Dezember 2007, 63/173 vom 18. Dezember 2008 und
64/82 vom 10. Dezember 2009 über das Internationale Jahr
des Menschenrechtslernens und die Folgemaßnahmen dazu,

unter Begrüßung der Resolution 15/11 des Menschen-
rechtsrats vom 30. September 2010494, in der der Rat den Ak-
tionsplan für die zweite Phase (2010-2014) des Welt-
programms f.4487 Tw
4n-
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Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Australien, Bahamas, Bahrain, Barbados, Belgi-
en, Belize, Benin, Bhutan, Bosnien und Herzegowina, Botsuana,
Brasilien, Bulgarien, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dä-
nemark, Deutschland, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Repu-
blik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland,
Guatemala, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Irak, Irland, Island,
Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Kanada, Kap Verde,
Kasachstan, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Kroatien, Lettland,
Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar,
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die ihre Meinungsfreiheit und ihr Recht der freien Mei-
nungsäußerung ausüben, und ihren Familienangehöri-
gen, und des Rechts eines jeden, an der Gestaltung der
öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittel-
bar oder durch frei gewählte Vertreter teilzunehmen;

v) die Verletzungen der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte, die zu schwerer Mangelernäh-
rung, weit verbreiteten Gesundheitsproblemen und an-
deren Härten für die Bevölkerung der Demokratischen
Volksrepublik Korea, insbesondere für Angehörige be-
sonders schutzbedürftiger Gruppen, unter anderem
Frauen, Kinder und ältere Menschen, geführt haben;

vi) die andauernden Verletzungen der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten von Frauen, insbesondere Frau-
enhandel zum Zweck der Prostitution oder der Zwangs-
heirat und die Tatsache, dass Frauen Schleusung,
Zwangsabtreibungen, geschlechtsspezifischer Diskrimi-
nierung, einschließlich im wirtschaftlichen Bereich, und
geschlechtsspezifischer Gewalt unterworfen werden,
die nach wie vor straflos bleibt;

vii) die weiterhin eingehenden Berichte über Verlet-
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Vereinten Nationen an die Demokratische Volksrepublik Ko-
rea gerichteten Empfehlungen voll umsetzt;

b) ihre Einwohner zu schützen, die Frage der Straflo-
sigkeit anzugehen und sicherzustellen, dass die für Men-
schenrechtsverletzungen Verantwortlichen vor ein unabhän-
giges Gericht gestellt werden;

c) die tieferen Ursachen von Flüchtlingsströmen aus
dem Land anzugehen und diejenigen, die Flüchtlinge durch
Schleusung, Menschenhandel und Erpressung ausbeuten,
strafrechtlich zu verfolgen, nicht jedoch die Opfer zu krimi-
nalisieren, und sicherzustellen, dass Staatsbürger der Demo-
kratischen Volksrepublik Korea, die dorthin ausgewiesen
oder zurückgeschickt werden, in Sicherheit und Würde zu-
rückkehren können, human behandelt werden und keinerlei
Strafe unterworfen werden;

d) mit dem Sonderberichterstatter umfassend zusam-
menzuarbeiten, insbesondere indem sie ihm und anderen
Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen vollen,
freien und ungehinderten Zugang zu der Demokratischen
Volksrepublik Korea gewährt, damit eine umfassende Ermitt-
lung des Bedarfs im Bereich der Menschenrechte vorgenom-
men werden kann;

e) mit der Hohen Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte und ihrem Amt Aktivitäten der tech-
nischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte
aufzunehmen, wie von der Hohen Kommissarin in den letzten
Jahren angestrengt, mit dem Ziel, die Menschenrechtssitua-
tion in dem Land zu verbessern, und die Umsetzung der vom
Menschenrechtsrat im Rahmen der allgemeinen regelmäßi-
gen Überprüfung abgegebenen Empfehlungen anzustreben;

f) mit der Internationalen Arbeitsorganisation zu-
sammenzuarbeiten, mit dem Ziel, die Arbeitnehmerrechte er-
heblich zu verbessern;

g) ihre Zusammenarbeit mit den humlühumlgh2v(fasfKehflfs.6687 -1.1084 TD
.0012 Tc
.265 Tw
[4noD TD
.4(en)-51c3402 TiTD
.n-5..tt(en)-5(e)-92(n Nat)-434(i)176(on)-9(enforat)-434nzueützen )-6(und )-6fzu




